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Vorwort zur einbändigen englischsprachigen Ausgabe (1982)

Endlich kann dieses Werk in der Form erscheinen, die es annehmen sollte, als
ich damit vor beinahe zwanzig Jahren begann. Nach der Hälfte dieser Zeit, als
eine erste Fassung annähernd fertiggestellt war, kamen mir infolge eines – wie
sich glücklicherweise herausstellte: vorübergehenden – Nachlassens meiner
Kräfte Zweifel, ob ich es jemals zu vollenden vermöchte, weshalb ich 1973 ei-
nen abgeschlossenen Teil der nachmals drei einzelnen Bände publizierte. Als
ich ein Jahr später meine Kräfte zurückkehren fühlte, stellte ich fest, daß aus
verschiedenen Gründen wesentliche Überarbeitungen selbst jener weiteren
Teile des Entwurfes, die ich für einigermaßen endgültig gehalten hatte, not-
wendig waren. Wie ich im Vorwort zum 1976 erschienenen zweiten Band aus-
führte, war der Hauptgrund hierfür meine Unzufriedenheit mit jenem zentra-
len Kapitel, das dem Band seinen Titel Das Trugbild sozialer Gerechtigkeit gab.
Am besten wiederhole ich diese Darlegung hier:

Ich hatte diesem Thema ein riesiges Kapitel gewidmet, in dem ich an einer
großen Zahl von Beispielen zu zeigen versucht hatte, daß das, was als For-
derung »sozialer Gerechtigkeit« hingestellt wurde, nicht Gerechtigkeit sein
konnte, weil die zugrundeliegende Überlegung (als Grundsatz war sie
kaum zu bezeichnen) nicht verallgemeinerungsfähig war. Mir ging es da-
mals vor allem darum, zu zeigen, daß die Menschen nie imstande sein wür-
den, sich darauf zu einigen, was »soziale Gerechtigkeit« erforderte, und daß
jeder Versuch, Entlohnungen nach den vermeintlichen Forderungen der
Gerechtigkeit festzusetzen, den Markt funktionsunfähig machen würde. In-
zwischen bin ich aber überzeugt, daß die Leute, die sich angewöhnt haben,
den Ausdruck zu verwenden, schlicht und einfach selbst nicht wissen, was
sie damit meinen, und ihn nur gebrauchen, um einen Anspruch als gerecht-
fertigt hinzustellen, ohne dafür einen Grund zu nennen.

In meinen früheren Bemühungen, den Begriff zu kritisieren, hatte ich im-
mer das Gefühl, ins Leere zu stoßen, und schließlich versuchte ich – was
man in derlei Fällen von Anfang an tun sollte –, Argumente zugunsten des
Ideals »sozialer Gerechtigkeit« zusammenzustellen, so gut ich eben konn-
te. Erst da erkannte ich, daß der Kaiser keine Kleider anhatte, anders gesagt:



daß der Ausdruck »soziale Gerechtigkeit« völlig inhaltsleer und bedeu-
tungslos war. So wie der kleine Junge in Andersens Märchen konnte ich
»nichts sehen, denn es gab nichts zu sehen«. Je mehr ich mich bemühte, ihm
einen bestimmten Sinn zu geben, um so mehr zerfiel er – es stellte sich her-
aus, daß das Gefühl einer Entrüstung, die wir unbestreitbar im Einzelfall
häufig empfinden, nicht unter Berufung auf eine allgemeine Regel, wie die
Vorstellung von Gerechtigkeit sie erfordert, zu rechtfertigen war. Doch
nachzuweisen, daß ein allgemein gebräuchlicher Ausdruck, der für viele
Menschen einen gleichsam religiösen Glaubenssatz verkörpert, keinerlei In-
halt hat und nur besagen soll, daß wir auf eine Forderung einer bestimmten
Gruppe eingehen sollten, ist viel schwieriger, als zu zeigen, daß eine Vor-
stellung falsch ist.

Unter diesen Umständen konnte ich mich nicht damit begnügen, zu zei-
gen, daß einzelne Versuche, »soziale Gerechtigkeit« zu verwirklichen, kei-
nen Erfolg haben würden, sondern mußte darlegen, daß der Ausdruck
überhaupt nichts bedeutete und, wer ihn gebrauchte, entweder gedankenlos
oder betrügerisch handelte. Es ist nicht angenehm, gegen einen Irrglauben
ankämpfen zu müssen, der auf das entschiedenste von Männern und Frau-
en vertreten wird, die unserer Gesellschaft oft als die besten gelten, und ge-
gen einen Glauben, der schon fast zur neuen Religion unserer Zeit gewor-
den ist (und in dem viele der Amtsträger der alten Religion ihre Zuflucht ge-
funden haben) und inzwischen als Erkennungsmerkmal des guten
Menschen gilt. Daß dieser Glaube gegenwärtig so allgemein ist, beweist je-
doch die Wirklichkeit seines Gegenstandes so wenig wie der allgemeine
Glaube an Hexen oder den Stein der Weisen. Ebensowenig beweist die lan-
ge Geschichte der Vorstellung von austeilender Gerechtigkeit als einer Ei-
genschaft individuellen Verhaltens (und heute oft gleichbedeutend mit »so-
zialer Gerechtigkeit« gebraucht), daß sie irgendeine Bedeutung für die Po-
sitionen hätte, die sich im Marktprozeß ergeben. Ich glaube sogar, es wäre
der größte Dienst, den ich meinen Mitmenschen noch zu leisten vermöch-
te, wenn ich sie dazu bringen könnte, sich zu schämen, falls sie jemals wie-
der diese hohle Phrase gebrauchen. Ich empfand es als meine Pflicht, we-
nigstens zu versuchen, sie von diesem Alp zu befreien, der heute aus erha-
benen Gefühlen Instrumente zur Zerstörung aller Werte einer freien
Zivilisation macht – und bei diesem Versuch zu riskieren, viele schwer zu
kränken, deren moralische Empfindungen ich ihrer Stärke wegen achte.

Die vorliegende Fassung des zentralen Kapitels dieses Bandes ist infolge
dieser Entstehungsgeschichte in mancher Hinsicht ein wenig anders geartet
als der Rest des Bandes, der in allen wesentlichen Teilen sechs oder sieben
Jahre früher fertiggestellt war. Einerseits konnte ich nichts positiv beweisen,
sondern mußte die Beweislast geradewegs denen aufbürden, die den Aus-
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druck gebrauchen. Andererseits hatte ich beim Neuschreiben dieses Kapi-
tels nicht mehr so leicht Zugang zu ausreichenden Bibliotheksbeständen
wie damals, als ich den ersten Entwurf dieses Bandes verfaßte. Infolgedes-
sen war es mir nicht möglich, in diesem Kapitel die neueste Literatur zu den
erörterten Themen so zu berücksichtigen, wie ich das im Rest des Bandes
versucht hatte. In einem Fall trug auch das Gefühl, daß ich meine Position
gegenüber einem wichtigen neuen Werk begründen sollte, dazu bei, die Fer-
tigstellung dieses Bandes zu verzögern. Doch nach reiflicher Überlegung
kam ich zu dem Schluß, daß das, was ich über John Rawls’ A Theory of Ju-
stice (Oxford 1972, deutsch als: Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt
1975) zu sagen haben könnte, der Verfolgung meines unmittelbaren Zieles
nicht dienlich sein würde, weil die Unterschiede zwischen uns eher forma-
ler als inhaltlicher Natur waren. Obwohl der Leser zunächst einen anderen
Eindruck gewinnen könnte, scheint mir Rawls’ Feststellung, die ich in die-
sem Band später zitiere (S. 251), zu zeigen, daß wir im meines Erachtens we-
sentlichen Punkt übereinstimmen. Wie ich in einer Anmerkung zu jenem
Zitat andeute, scheint mir übrigens Rawls in dieser zentralen Frage weitge-
hend mißverstanden worden zu sein.

Das Vorwort zum dritten Band, der schließlich 1979 erschien, enthält eine
ähnliche Darstellung der weiteren Entwicklung, die ich ebenfalls am besten
hier wiederhole:

Außer den nunmehr letzten zwei Kapiteln lag der größte Teil in ziemlich
abgeschlossener Form bereits Ende 1969 vor, als mich gesundheitliche
Gründe zwangen, meine Bemühungen um seine Fertigstellung aufzugeben.
Tatsächlich bewog mich damals der Zweifel, ob mir diese jemals gelingen
würde, dazu, das erste Drittel dessen, was als ein einziger Band gedacht war,
gesondert als Band 1 zu publizieren, weil es abgeschlossen war. Als ich mich
wieder systematischer Arbeit zuwenden konnte, entdeckte ich, wie ich im
Vorwort zu Band 2 darlegte, daß mindestens ein Kapitel des ursprünglichen
Entwurfes für jenen Teil vollständig umgeschrieben werden mußte.

Vom letzten Drittel des ursprünglichen Entwurfes war damals, als ich die
Arbeit abgebrochen hatte, lediglich das vorgesehene Schlußkapitel (Kapitel
18) noch nicht fertig. Obzwar ich glaube, daß ich nun die ursprüngliche
Absicht mehr oder weniger ausgeführt habe, hatten sich doch in der langen
Zwischenzeit meine Ideen weiterentwickelt, und ich hatte Bedenken, das,
was unweigerlich meine letzte systematische Arbeit sein mußte, aus der
Hand zu geben, ohne wenigstens anzudeuten, in welche Richtung sich mei-
ne Gedanken entwickelt hatten. Das hatte nicht nur zur Folge, daß das be-
absichtigte Schlußkapitel eine Fülle von, wie ich hoffe, verbesserten Neu-
fassungen von bereits früher entwickelten Gedankengängen enthält, son-
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dern daß ich es für notwendig hielt, ein Nachwort anzufügen, das die allge-
meine Sicht moralischer und politischer Evolution, die für mein ganzes Un-
terfangen bestimmend war, direkter zum Ausdruck bringt. Ebenso habe ich
eine kurze Zusammenfassung der vorhergehenden Argumentation als Ka-
pitel 16 eingefügt.

Auch noch andere Gründe trugen dazu bei, die Fertigstellung zu verzö-
gern. Da ich Bedenken gehabt hatte, Band 2 zu veröffentlichen, ohne aus-
führlich auf das wichtige Werk von John Rawls, Eine Theorie der Gerech-
tigkeit, einzugehen, waren inzwischen zwei neue wichtige einschlägige
Bücher erschienen, von denen ich – wäre ich jünger – das Gefühl hätte, ich
müßte sie gründlich durcharbeiten, bevor ich meinen eigenen Überblick
über die gleiche Art von Problemen fertigstellte: Robert Nozick, Anarchie,
Staat, Utopia (München 1976) und Michael Oakeshott, On Human Con-
duct (Oxford 1975). Zu Recht oder zu Unrecht entschied ich schließlich,
daß ich, wenn ich den Versuch machen wollte, deren Gedankengänge voll-
ständig zu erfassen, bevor ich meine eigene Darstellung abschloß, zu dieser
wahrscheinlich nie mehr kommen würde. Ich halte es jedoch für meine
Pflicht, jüngeren Lesern zu sagen, daß sie den gegenwärtigen Stand der Dis-
kussion über diese Fragen nicht voll erfassen können, wenn sie diesen Ver-
such nicht machen – den ich aufschieben muß, bis ich die Darstellung der
Schlußfolgerungen zu Papier gebracht habe, zu denen ich gelangt war, ehe
mir diese Arbeiten bekannt wurden.

Die lange Entstehungszeit des vorliegenden Werkes bewirkte zudem,
daß ich es nach und nach für zweckmäßig hielt, meine Terminologie in
einigen Punkten zu ändern, auf die ich den Leser hinweisen sollte. Es war
weitgehend der Aufschwung der Kybernetik und der damit verwandten
Disziplinen der Informations- und der Systemtheorie, der in mir die Über-
zeugung weckte, daß dem heutigen Leser andere als die von mir üblicher-
weise verwendeten Ausdrücke leichter verständlich sein könnten. Obwohl
mir der Ausdruck »spontane Ordnung« noch immer gefällt und ich ihn
gelegentlich verwende, gebe ich zu, daß »selbstgenerierende Ordnung«
oder »selbstorganisierende Strukturen« mitunter genauer und unzweideu-
tig sind, und deshalb verwende ich sie häufig an Stelle des früheren Aus-
drucks. Ähnlich verwende ich, heutigem Sprachgebrauch gemäß, an Stelle
von »Ordnung« gelegentlich »System«. Desgleichen ist oft »Information«
dort eindeutig vorzuziehen, wo ich für gewöhnlich von »Wissen« sprach;
denn die erste Bezeichnung bezieht sich offensichtlich auf die Kenntnis von
Einzeltatsachen und nicht auf theoretisches Wissen, das eher, so könnte
man meinen, durch das bloße »Wissen« bezeichnet wird. Da »konstrukti-
visch« für manche Leute immer noch den lobenden Beiklang hat, der sich
vom Adjektiv »konstruktiv« herleitet, hielt ich es schließlich für ratsam,
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statt dessen das leider noch häßlichere Wort »konstruktivistisch« zu
gebrauchen, um deutlich zu machen, in welch abwertender Bedeutung ich
dieses (bezeichnenderweise aus dem Russischen kommende) Wort gebrau-
che. Vielleicht sollte ich hinzufügen, daß ich es ein wenig bedauere, nicht
den Mut gefunden zu haben, bestimmte andere, von mir vorgeschlagene
Neologismen konsequent anzuwenden – wie »Kosmos«, »Taxis«,
»Nomos«, »Thesis«, »Katallaxie« und »Demarchie«. Aber das, was die
Darstellung dadurch an Genauigkeit eingebüßt hat, wird sie an Verständ-
lichkeit wahrscheinlich gewonnen haben.

Vielleicht sollte ich den Leser auch nochmals daran erinnern, daß die vor-
liegende Arbeit nie als erschöpfende oder umfassende Darstellung der
grundlegenden Prinzipien gedacht war, auf die sich eine Gesellschaft freier
Menschen stützen kann, sondern daß sie viel eher die Lücken ausfüllen soll-
te, die ich entdeckte, nachdem ich den Versuch gemacht hatte, in der Ver-
fassung der Freiheit für den heutigen Leser die traditionellen Lehren des
klassischen Liberalismus in einer auf heutige Problemstellungen und Denk-
weisen zugeschnittenen Form neu zu formulieren. Aus diesem Grunde ist
sie eine viel weniger vollständige, viel schwierigere und persönlichere, aber,
so hoffe ich, auch originellere Arbeit als die frühere. Entschieden aber ist sie
eine Ergänzung dazu, nicht ein Ersatz. Dem Nicht-Fachmann würde ich
daher empfehlen, Die Verfassung der Freiheit zu lesen, bevor er sich an die
mehr ins einzelne gehende Erörterung oder spezifische Untersuchung von
Problemen macht, für die ich in den vorliegenden Bänden eine Lösung
suchte. Ich will damit jedoch klarmachen, warum ich etwas, was heute als
längst antiquierte Glaubenssätze gilt, immer noch für weit besser halte als
alle alternativen Lehren, die in der Öffentlichkeit neuerdings mehr Anklang
gefunden haben.

Der Leser wird wahrscheinlich bemerken, daß die ganze Arbeit geprägt
ist von zunehmender Besorgnis über die Richtung, in die sich die politische
Ordnung der Länder bewegt, die einmal als die fortschrittlichsten galten.
Die im vorliegenden Buch begründete, wachsende Überzeugung, daß diese
bedrohliche Entwicklung in Richtung auf einen totalitären Staat aufgrund
bestimmter tiefliegender Konstruktionsmängel des allgemein akzeptierten
Typus »demokratischer« Herrschaft unvermeidlich ist, hat mich dazu ver-
anlaßt, alternative Einrichtungen zu durchdenken. Ich möchte hier wieder-
holen: Zwar glaube ich zutiefst an die grundlegenden Prinzipien der De-
mokratie, als die einzige wirksame der bislang entdeckten Methoden, fried-
lichen Wandel zu ermöglichen, und bin deshalb sehr beunruhigt über die
offensichtliche wachsende Enttäuschung von ihr als wünschenswerter
Herrschaftsmethode – wozu der zunehmende Mißbrauch des Wortes zur
Bezeichnung angeblicher Ziele der Regierung nur noch beiträgt –; dennoch
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gelange ich immer mehr zu der Überzeugung, daß wir uns in eine Sackgas-
se hineinbewegen, in der sich politische Führer anbieten werden, um uns
mit drastischen Methoden aus ihr herauszuführen.

Wenn der vorliegende Band mit einem Vorschlag für eine grundlegende
Änderung der Struktur demokratischer Herrschaft endet, den die meisten
Leute derzeit für gänzlich undurchführbar halten werden, so soll damit ei-
ne Art geistiger Notfallausrüstung für die vielleicht nicht mehr ferne Zeit
angeboten werden, in der der Zusammenbruch der bestehenden Institutio-
nen unverkennbar wird und in der er dann hoffentlich einen Ausweg bieten
kann. Er sollte uns ermöglichen, das, was an der Demokratie wahrhaft
wertvoll ist, zu erhalten, und ihr gleichzeitig ihre anstößigen Merkmale
nehmen, die die meisten Leute nur deshalb noch durchgehen lassen, weil sie
sie für unabänderlich halten. Im Verein mit dem ähnlichen Notfallsplan,
den ich vorgeschlagen habe, um dem Staat sein Monopol der Kontrolle der
Geldversorgung zu entziehen – was ebenso notwendig ist, wenn wir dem
Alptraum zunehmend totalitärer Kräfte entkommen sollen –, und den ich
vor kurzem in einer anderen Publikation skizzierte [Entnationalisierung des
Geldes (1976), Hayek, Schriften, A3], zeigt er, wie wir dem uns drohenden
Los entgehen könnten. Ich werde schon zufrieden sein, wenn ich ein paar
Menschen überzeugt haben werde, daß, sollte sich das erste in der Neuzeit
unternommene Experiment der Freiheit als Fehlschlag erweisen, das nicht
daran liegt, daß Freiheit ein unrealisierbares Ideal wäre, sondern daran, daß
wir es falsch angepackt haben.

Ich hoffe, daß der Leser einen gewissen Mangel an Systematik und eini-
ge unnötige Wiederholungen in einer Darstellung verzeihen wird, die in ei-
nem Zeitraum von fünfzehn Jahren mit einer langen krankheitsbedingten
Unterbrechung geschrieben und umgeschrieben wurde. Ich bin mir dessen
deutlich bewußt; doch wenn ich mich in meinem achtzigsten Jahr daran ma-
chen wollte, alles neu zu fassen, so würde ich die Aufgabe wahrscheinlich
nie mehr zu Ende führen.

Das Nachwort, das ich jenem Band vor der Publikation anfügte, zeigt, daß
sich meine Vorstellungen selbst in der Zeit eingeschränkter Tätigkeit unmerk-
lich weiter entwickelten – stärker, als mir bewußt war, bevor ich daranging,
meine heutige generelle Sicht des ganzen Problems in einem öffentlichen Vor-
trag zu skizzieren. Wie ich in den Schlußworten des vorliegenden Textes sage,
wurde mir klar, daß das, was ich in jenem Nachwort ausführte, nicht ein Nach-
wort, sondern ein Neuanfang sein sollte. Ich bin froh, heute sagen zu können,
daß es so gekommen ist und daß dieses Nachwort zur Skizze eines neuen Bu-
ches wurde, dessen erste Fassung ich inzwischen fertiggestellt habe.

An dieser Stelle sind einige Danksagungen zu wiederholen. Vor gut zehn
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Jahren unterzog sich Professor Edwin McClellan von der Universität Chicago
wie schon bei früheren Gelegenheiten der großen Mühe, meine Darstellung
besser lesbar zu machen, als ich das hätte tun können. Ich bin ihm für seine ein-
fühlsamen Bemühungen sehr dankbar, sollte aber hinzufügen, daß ihn keine
Verantwortung für etwaige noch vorhandene Mängel der vorliegenden Fassung
trifft, da selbst in den Anfangsteilen jene Fassung, die er bearbeitete, inzwi-
schen weiter verändert wurde. Zusätzlichen Dank hingegen schulde ich Pro-
fessor Arthur Shenfield, London, der den endgültigen Text des dritten Bandes
durcharbeitete und darin eine Vielzahl inhaltlicher wie stilistischer Korrektu-
ren vornahm, und Frau Charlotte Cubitt, die bei der Erstellung der Endfassung
dieses Bandes den Text weiter verbesserte. 
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Teil 1
Regeln und Ordnung

Die vernunftbegabten Einzelwesen können Gesetze ha-
ben, die sie selbst geschaffen haben, aber sie haben auch
solche, die sie nicht selbst gemacht haben.

Montesquieu

(Vom Geist der Gesetze, I.1 [Ausgabe von Ernst Forst-
hoff] Tübingen 1951, Nachdruck Tübingen 1992, Band
1, S. 10)





Einleitung

Es scheint nur eine Lösung für das Problem zu geben:
daß die Elite der Menschheit sich der Beschränktheit des
menschlichen Geistes, zugleich schlicht und tief genug,
bescheiden und erhaben genug, bewußt wird, damit die
abendländische Kultur sich in seine unvermeidlichen
Mängel schickt.

G. Ferrero*

Als Montesquieu und die Schöpfer der amerikanischen Verfassung den Gedan-
ken einer beschränkenden Verfassung1, wie er in England entstanden war, in
Worte faßten, schufen sie ein Modell, an dem liberales Verfassungsdenken sich
seither ausrichtet. Ihr Hauptziel war die Sicherung der persönlichen Freiheit
durch institutionelle Maßnahmen; und das Mittel, auf das sie vertrauten, war
die Gewaltentrennung. In der Form, in der wir diese Gewaltentrennung zwi-
schen Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung kennen, hat sie nicht
das geleistet, was sie leisten sollte. Überall haben Regierungen auf verfassungs-
mäßigem Wege Machtvollkommenheiten erlangt, die jene Männer ihnen hatten
vorenthalten wollen. Der erste Versuch, die Freiheit des einzelnen durch Ver-
fassungen zu sichern, ist offensichtlich fehlgeschlagen.

Konstitutionalismus bedeutet Beschränkung von Herrschaft.2 Doch durch
die Interpretation, die man den traditionellen Definitionen des Konstitutiona-
lismus gab, wurde es möglich, sie mit einer Vorstellung von Demokratie in Ein-
klang zu bringen, nach der diese eine Herrschaftsform ist, in der in jeder belie-
bigen Frage uneingeschränkt der Wille der Mehrheit gilt.3 Infolgedessen wurde
bereits ernstlich behauptet, Verfassungen seien ein altmodisches Relikt und hät-
ten im modernen Verständnis von Regierung keinen Platz.4 Und in der Tat:
Welche Funktion sollte eine Verfassung haben, die eine allmächtige Regierung
ermöglicht? Soll sie lediglich dafür sorgen, daß Regierungen reibungslos und
tüchtig arbeiten, gleichgültig, welche Ziele sie sich stecken?

Unter diesen Umständen scheint es wichtig, sich zu fragen, was jene Be-
gründer eines liberalen Verfassungsdenkens heute täten, wenn sie bei der Ver-
folgung ihrer Ziele von damals über die gesamte Erfahrung verfügten, die wir



in der Zwischenzeit gesammelt haben. Wir hätten aus der Geschichte der letz-
ten zweihundert Jahre vieles lernen sollen, was jene Männer bei all ihrer Weis-
heit nicht wissen konnten. Mir erscheinen ihre Ziele so richtig wie eh und je.
Aber da sich ihre Mittel als unzulänglich erwiesen haben, sind im Bereich der
Institutionen neue Erfindungen gefragt.

In einem anderen Buch habe ich versucht, die traditionellen Lehren libera-
len Verfassungsdenkens neu zu formulieren und – hoffentlich mit einigem Er-
folg – verständlich zu machen.5 Aber erst nachdem ich dieses Werk vollendet
hatte, wurde mir klar, warum jene Ideale nicht vermocht hatten, sich die Ge-
folgschaft der Idealisten zu erhalten, die die Urheber aller großen politischen
Bewegungen sind, und ich begann zu verstehen, welche herrschenden An-
schauungen unserer Zeit sich als damit unvereinbar erwiesen haben. Mir
scheint jetzt, daß die Gründe für diese Entwicklung hauptsächlich folgende
waren: Man verlor den Glauben an eine von persönlichen Interessen unabhän-
gige Rechtsprechung; infolgedessen wurde die Gesetzgebung zur Legalisierung
von Zwang gebraucht, nicht nur um ungerechtes Handeln zu verhindern, son-
dern um bestimmte Ergebnisse für spezifische Personen oder Gruppen zu er-
reichen; und in denselben repräsentativen Körperschaften vermengte man die
Aufgabe der Formulierung der Regeln gerechten Verhaltens mit der der Anlei-
tung der Regierung.

Was mich dazu bewog, ein weiteres Buch über dasselbe Generalthema wie
das frühere zu schreiben, war die Einsicht, daß die Erhaltung einer Gesellschaft
freier Menschen von drei grundlegenden Erkenntnissen abhängt, die nie ange-
messen dargelegt wurden und denen die drei Hauptteile dieses Buches gewid-
met sind. Die erste davon lautet: Eine selbstgenerierende oder spontane Ord-
nung und eine Organisation sind zweierlei, und ihre Verschiedenheit hat mit
den zwei, in ihnen jeweils geltenden, unterschiedlichen Arten von Regeln oder
Gesetzen zu tun. Die zweite lautet: Das, was man heute allgemein unter »so-
zialer« oder austeilender Gerechtigkeit versteht, hat nur innerhalb der zweiten
dieser Ordnungsarten, der Organisation, einen Sinn, ist aber sinnlos, ja völlig
unvereinbar mit jener spontanen Ordnung, die Adam Smith »die Große Ge-
sellschaft« und Sir Karl Popper »die Offene Gesellschaft« genannt haben. Die
dritte lautet: Das vorherrschende Modell liberaler demokratischer Institutio-
nen, in dem ein und dieselbe repräsentative Körperschaft die Regeln gerechten
Verhaltens schafft und die Regierung anleitet, führt notwendigerweise zur all-
mählichen Umwandlung der spontanen Ordnung einer freien Gesellschaft in
ein totalitäres System, das im Dienst irgendeiner Koalition von organisierten
Interessen steht.

Diese Entwicklung ist, wie ich zu zeigen hoffe, keine zwangsläufige Folge
der Demokratie, sondern lediglich eine Wirkung jener besonderen Form un-
eingeschränkter Herrschaft, mit der man die Demokratie inzwischen gleich-
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setzt. Wenn ich recht habe, dürfte allerdings die in der westlichen Welt heute
gängige besondere Form repräsentativer Herrschaft, die viele verteidigen zu
müssen glauben, weil sie sie irrigerweise für die einzig mögliche Form von De-
mokratie halten, von vornherein dazu neigen, von den Idealen, denen sie die-
nen sollte, wegzuführen. Es läßt sich kaum leugnen, daß wir uns, seit diese Art
von Demokratie Verbreitung gefunden hat, von jenem Ideal persönlicher Frei-
heit wegbewegt haben, als dessen sicherster Garant sie gegolten hatte, und daß
wir jetzt einem System zutreiben, das keiner wollte.

Es fehlt jedoch nicht an Anzeichen dafür, daß die uneingeschränkte Demo-
kratie ihrem Ende zueilt und daß sie nicht mit Getöse untergehen wird, son-
dern mit Gewimmer. Wie bereits deutlich wird, lassen sich viele der geweckten
Erwartungen nur erfüllen, indem man die Entscheidungsmacht den demokra-
tischen Versammlungen entzieht und sie etablierten Koalitionen organisierter
Interessen und den von ihnen bezahlten Fachleuten anvertraut. Ja, man ver-
kündet uns schon, daß die Funktion repräsentativer Körperschaften inzwi-
schen darin bestehe, »Zustimmung zu mobilisieren«,6 das heißt, die Meinung
der von ihnen Repräsentierten nicht zum Ausdruck zu bringen, sondern zu
manipulieren. Früher oder später werden die Menschen bemerken, daß sie
nicht nur neuen Interessengruppen ausgeliefert sind, sondern daß die politische
Maschinerie parastaatlicher Institutionen, die als notwendige Folge des Versor-
gungsstaates entstanden ist, an einen toten Punkt gelangt, an dem sie die Ge-
sellschaft hindert, jene Anpassungen vorzunehmen, die in einer sich wandeln-
den Welt erforderlich sind, um einen erreichten Lebensstandard zu halten, gar
nicht zu reden von dessen Steigerung. Es wird wahrscheinlich noch einige Zeit
dauern, bis die Menschen sich eingestehen werden, daß die Institutionen, die sie
sich selbst geschaffen haben, sie an einen solchen toten Punkt gebracht haben.
Aber es ist wohl kaum zu früh, sich über einen Ausweg Gedanken zu machen.
Und aus der Überzeugung heraus, daß das gewisse drastische Veränderungen
heute allgemein akzeptierter Anschauungen erfordern wird, wage ich mich hier
an die Frage institutioneller Neuerung heran.

Hätte ich, als ich Die Verfassung der Freiheit veröffentlichte, gewußt, daß
ich mich einmal an die im vorliegenden Werk unternommene Aufgabe machen
würde, so hätte ich ihm diesen Titel vorbehalten. Damals gebrauchte ich den
Ausdruck »Verfassung« in dem weiten Sinne, in dem wir ihn auch für den Ge-
sundheitszustand einer Person gebrauchen. Erst im vorliegenden Buch widme
ich mich der Frage, welche Verfassungsvorkehrungen im juristischen Sinne am
besten der Erhaltung der persönlichen Freiheit dienen könnten. Abgesehen von
einer bloßen Andeutung, die wenige Leser bemerkt haben werden,7 be-
schränkte ich mich in dem früheren Buch darauf, die Grundsätze zu formulie-
ren, nach denen sich die bestehenden Regierungsformen zu richten hätten,
wenn sie die Freiheit bewahren sollten. In dem immer deutlicheren Bewußt-
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sein, daß die derzeitigen Institutionen das unmöglich machen, konzentrierte
ich mich mehr und mehr auf eine zunächst nur reizvoll, aber unrealisierbar an-
mutende Idee, bis die Utopie ihre Seltsamkeit verlor und anfing, mir als die ein-
zige Lösung für das Problem zu erscheinen, an dem die Begründer liberalen
Verfassungsdenkens gescheitert waren.

Dem Problem eines Verfassungsentwurfs wende ich mich allerdings erst in
Teil 3 dieses Werkes zu. Wenn der Vorschlag eines radikalen Abgehens von
feststehender Tradition überhaupt einleuchten sollte, mußte ihm eine kritische
Überprüfung nicht nur gängiger Ansichten, sondern des eigentlichen Sinns
einiger grundlegender Vorstellungen, zu denen wir uns immer noch bekennen,
vorausgehen. Tatsächlich stellte ich bald fest, daß die Ausführung meines
Unterfangens nicht viel weniger erforderte, als für das zwanzigste Jahrhundert
das zu leisten, was Montesquieu für das achtzehnte geleistet hatte. Der Leser
wird mir glauben, wenn ich sage, daß ich im Laufe der Arbeit mehr als einmal
die Hoffnung aufgab, dem selbstgesteckten Ziel auch nur nahekommen zu
können. Ich spreche hier nicht davon, daß Montesquieu auch großes literari-
sches Talent besaß, dem es nachzutun ein bloßer Wissenschaftler nicht hoffen
kann. Ich spreche vielmehr von der rein gedanklichen Schwierigkeit, die sich
aus dem Umstand ergibt, daß sich für Montesquieu das Gebiet, auf das sich
ein solches Unterfangen erstrecken muß, noch nicht in zahlreiche Spezialge-
biete aufgespaltet hatte, es in der Zwischenzeit aber für einen einzelnen
unmöglich geworden ist, auch nur die wichtigsten einschlägigen Werke zu
meistern. Dennoch: Obwohl man das Problem einer zweckdienlichen Gesell-
schaftsordnung heute unter den verschiedenen Gesichtswinkeln der Ökono-
mie, der Jurisprudenz, der Politikwissenschaft, der Soziologie und der Ethik
untersucht, läßt sich ein derartiges Problem mit Erfolg nur als Ganzes behan-
deln. Das bedeutet: Wer immer heute an eine solche Aufgabe geht, kann weder
behaupten, auf allen Gebieten, mit denen er sich befassen muß, Fachmann zu
sein, noch kann er die verfügbare Spezialliteratur zu allen auftauchenden Fra-
gen kennen.

Nirgends tritt der verderbliche Einfluß der Teilung in Spezialgebiete deut-
licher zutage als in den zwei ältesten dieser Disziplinen, der Ökonomie und
dem Recht. Jene Denker des achtzehnten Jahrhunderts, denen wir die Grund-
vorstellungen liberalen Verfassungsdenkens verdanken, David Hume und
Adam Smith, befaßten sich nicht weniger als Montesquieu noch mit dem, was
manche von ihnen als die »Wissenschaft der Gesetzgebung« bezeichneten, oder
mit politischen Prinzipien im weitesten Sinn dieses Wortes. Eines der Haupt-
themen des vorliegenden Buches wird sein, daß die Regeln gerechten Verhal-
tens, die der Jurist untersucht, einer Art von Ordnung dienen, deren Charak-
ter dem Juristen weitgehend unbekannt ist; und daß diese Ordnung vornehm-
lich vom Ökonomen untersucht wird, dem seinerseits in ähnlicher Weise der
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Charakter der Verhaltensregeln, auf denen die untersuchte Ordnung beruht,
unbekannt ist.

Die bedenklichste Folge der Aufspaltung eines vormals einheitlichen Un-
tersuchungsgegenstandes in mehrere Spezialgebiete ist jedoch die, daß dabei ein
Niemandsland übrig blieb, ein vager Bereich, mitunter als »Sozialphilosophie«
bezeichnet. Einige der Hauptdiskussionspunkte innerhalb jener Spezialdiszi-
plinen betreffen tatsächlich Differenzen hinsichtlich Fragen, die keiner von ih-
nen spezifisch zugehören, die daher auch von keiner von ihnen systematisch
untersucht werden – weshalb man sie als »philosophisch« bezeichnet. Das muß
oft als Ausrede herhalten, wenn man stillschweigend eine Position einnimmt,
die rationaler Begründung angeblich entweder nicht bedarf oder nicht zugäng-
lich ist. Doch diese wichtigen Probleme, von denen nicht nur die Sicht der Tat-
sachen, sondern auch politische Positionen ganz und gar abhängig sind, sind
Fragen, die anhand von Tatsachen und Logik beantwortet werden können und
müssen. »Philosophisch« sind sie nur in dem Sinne, daß bestimmte, weitver-
breitete, aber irrige Vorstellungen auf den Einfluß einer philosophischen Lehre
zurückgehen, die eine falsche Antwort auf Fragen bietet, welche eindeutig wis-
senschaftlicher Behandlung zugänglich wären.

Im ersten Kapitel dieses Buches versuche ich zu zeigen, daß bestimmte
weitverbreitete wissenschaftliche ebenso wie politische Ansichten von einer
spezifischen Vorstellung vom Entstehen gesellschaftlicher Institutionen abhän-
gen, die ich als »konstruktivistischen Rationalismus« bezeichne – einer Vor-
stellung, die davon ausgeht, daß alle gesellschaftlichen Institutionen das Ergeb-
nis wohlüberlegten Entwurfs sind und sein sollten. Wie sich zeigen läßt, sind
an dieser Lehre sowohl die faktischen als auch die normativen Schlußfolgerun-
gen falsch, denn die vorhandenen Institutionen sind nicht alle das Ergebnis ei-
nes Entwurfs; es wäre auch gar nicht möglich, die Gesellschaftsordnung voll-
ständig von einem Entwurf abhängig zu machen, ohne gleichzeitig die Nut-
zung verfügbaren Wissens stark einzuschränken. Diese irrige Ansicht hängt
eng zusammen mit der ebenso falschen Vorstellung, der menschliche Geist sei
eine Entität außerhalb des Kosmos von Natur und Gesellschaft und nicht selbst
das Ergebnis des gleichen Evolutionsvorganges, auf den die Institutionen der
Gesellschaft zurückgehen.

Ich bin freilich zu der Überzeugung gelangt, daß nicht nur einige der wis-
senschaftlichen, sondern auch die wichtigsten politischen (oder »ideologi-
schen«) Auseinandersetzungen unserer Zeit letztlich auf bestimmten grundle-
genden philosophischen Unterschieden zwischen zwei Denkrichtungen beru-
hen, deren eine sich als falsch erweisen läßt. Für gewöhnlich werden beide als
Rationalismus bezeichnet, doch werde ich zwischen ihnen zu unterscheiden
haben: als dem evolutionären (oder, wie Sir Karl Popper ihn nennt, »kriti-
schen«) Rationalismus einerseits und dem irrigen konstruktivistischen (Pop-
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pers »naivem«) Rationalismus andererseits. Wenn sich zeigen läßt, daß der kon-
struktivistische Rationalismus von falschen Tatsachenannahmen ausgeht, so
wird sich eine ganze Menge von wissenschaftlichen wie politischen Denkrich-
tungen ebenfalls als irrig erweisen.

Im theoretischen Bereich sind es insbesondere der Rechtspositivismus und
der damit zusammenhängende Glaube an die Notwendigkeit uneingeschränk-
ter »souveräner« Macht, die mit diesem Fehler stehen oder fallen. Gleiches gilt
vom Utilitarismus, zumindest in seiner partikularistischen oder »Handlungs«-
Variante; zudem fürchte ich, daß ein nicht unerheblicher Teil dessen, was man
»Soziologie« nennt, unmittelbarer Abkömmling des Konstruktivismus ist,
wenn sie als ihr Ziel die »Schaffung der Zukunft der Menschheit«8 angibt oder
behauptet, »daß der Sozialismus das logische und unumgängliche Ergebnis der
Soziologie« sei, wie ein Autor es ausgedrückt hat.9 Alle die totalitären Lehren,
von denen der Sozialismus nur die vornehmste und einflußreichste ist, gehören
durchaus hierher. Sie sind falsch, was nichts mit den Werten zu tun hat, von de-
nen sie ausgehen, sondern mit der falschen Vorstellung, die sie von den Kräften
haben, welche die Große Gesellschaft und die Zivilisation ermöglicht haben.
Der Nachweis, daß die Auffassungsunterschiede zwischen Sozialisten und
Nicht-Sozialisten letztlich von rein verstandesmäßigen, wissenschaftlicher Be-
handlung zugänglichen Fragen abhängen und nicht von unterschiedlichen
Werturteilen, scheint mir eines der wichtigsten Ergebnisse der im vorliegenden
Buch entwickelten Gedankengänge zu sein.

Mir scheint auch, daß der gleiche Tatsachenirrtum lange Zeit hindurch das
gravierendste Problem politischer Organisation als unlösbar erscheinen ließ,
nämlich, wie der »Volkswille« einzuschränken sei, ohne ihm einen anderen
»Willen« überzuordnen. Sobald wir erkennen, daß die Grundordnung der
Großen Gesellschaft nicht zur Gänze auf einem Entwurf basieren und deshalb
auch nicht auf bestimmte vorhersehbare Ergebnisse abzielen kann, sehen wir:
Die für die Legitimation jeglicher Autorität geforderte Verpflichtung auf allge-
meine Grundsätze, die allgemein gebilligt werden, kann sehr wohl dem jewei-
ligen Willen jeglicher Autorität, einschließlich dem der augenblicklichen Mehr-
heit, wirksame Beschränkungen auferlegen.

In diesen Fragen, mit denen ich mich vornehmlich befassen will, dürfte das
Denken seit Hume und Kant wenig weiter gekommen sein, und in mancher
Hinsicht wird unsere Analyse an dem Punkt ansetzen müssen, an dem sie auf-
hörten. Sie waren diejenigen, die einer klaren Erkenntnis des Ranges von Wer-
ten als unabhängigen und richtungweisenden Bedingungen aller rationalen
Konstruktion näher kamen als irgendjemand seither. Das, worum es mir hier
letztlich geht (auch wenn ich nur einen kleinen Ausschnitt davon behandeln
kann), ist jene Zerstörung von Werten durch wissenschaftlichen Irrtum, die mir
zunehmend als die große Tragödie unserer Zeit erscheinen will – Tragödie des-
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halb, weil die Werte, die wissenschaftlicher Irrtum zu demontieren droht, die
unentbehrliche Grundlage unserer gesamten Zivilisation sind, einschließlich
eben jener wissenschaftlichen Bemühungen, die sich gegen sie richten. Die Ten-
denz des Konstruktivismus, Werte, die er nicht erklären kann, als durch will-
kürliche menschliche Entscheidungen oder Willensakte oder bloße Emotionen
bestimmt hinzustellen statt als notwendige Voraussetzung von Gegebenheiten,
die seinen Vertretern als selbstverständlich gelten, hat viel dazu beigetragen, die
Grundlagen der Zivilisation zu erschüttern – ja der Wissenschaft selbst, die
gleichfalls auf einer wissenschaftlich nicht beweisbaren Wertordnung beruht.
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